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3. Abschnitt 

Waffen der Kategorie A (Verbotene Waffen und Kriegsmaterial) 

Verbotene Waffen 

§ 17. (1) Verboten sind der Erwerb, die Einfuhr, der Besitz, das Überlassen und das Führen 

 1. von Waffen, deren Form geeignet ist, einen anderen Gegenstand vorzutäuschen, oder die mit 
Gegenständen des täglichen Gebrauches verkleidet sind; 

 2. von Schußwaffen, die über das für Jagd- und Sportzwecke übliche Maß hinaus zum 
Zusammenklappen, Zusammenschieben, Verkürzen oder schleunigen Zerlegen eingerichtet sind; 

 3. von Flinten (Schrotgewehren) mit einer Gesamtlänge von weniger als 90 cm oder mit einer 
Lauflänge von weniger als 45 cm; 

 4. von Flinten (Schrotgewehren) mit Vorderschaftrepetiersystem („Pumpguns“); 

 5. von Schusswaffen, die mit einer Vorrichtung zur Dämpfung des Schussknalles versehen sind; das 
Verbot erstreckt sich auch auf die erwähnte Vorrichtung allein; 

 6. der unter der Bezeichnung „Schlagringe“, „Totschläger“ und „Stahlruten“ bekannten 
Hiebwaffen; 

 7. von halbautomatischen Faustfeuerwaffen mit Zentralfeuerzündung und eingebautem oder 
eingesetztem Magazin, das mehr als 20 Patronen aufnehmen kann; 

 8. von halbautomatischen Schusswaffen mit Zentralfeuerzündung, soweit sie nicht unter Z 7 fallen, 
mit eingebautem oder eingesetztem Magazin, das mehr als zehn Patronen aufnehmen kann; 

 9. von Magazinen für halbautomatische Faustfeuerwaffen mit Zentralfeuerzündung, die mehr als 
20 Patronen aufnehmen können; 
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 10. von Magazinen für halbautomatische Schusswaffen mit Zentralfeuerzündung, soweit sie nicht 
unter Z 7 fallen, die mehr als zehn Patronen aufnehmen können; 

 11. von halbautomatischen Schusswaffen mit Zentralfeuerzündung, soweit sie nicht unter Z 7 fallen, 
sowie von halbautomatischen Schusswaffen mit Randfeuerzündung und einer Gesamtlänge von 
über 60 cm, die ohne Funktionseinbuße mithilfe eines Klapp- oder Teleskopschafts oder eines 
ohne Verwendung eines Werkzeugs abnehmbaren Schafts auf eine Gesamtlänge unter 60 cm 
gekürzt werden können; 

soweit nicht die Regelungen des § 18 anzuwenden sind. 

(2) Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, durch Verordnung Erwerb, Besitz, Einfuhr und 
Führen von neuartigen Waffen oder Erwerb, Besitz und Einfuhr von neuartiger Munition, die auf Grund 
ihrer Beschaffenheit, Wirkung oder Wirkungsweise eine besondere Gefahr für Leben oder Gesundheit 
von Menschen oder für fremdes Eigentum darstellen könnten, zu verbieten. Der Bundesminister für 
Inneres hat Munition für Faustfeuerwaffen mit Expansivgeschossen sowie Geschosse für diese Munition 
mit Ausnahme solcher für Jagd- und Sportwaffen, durch Verordnung zu verbieten. 

(3) Die Behörde kann verlässlichen Menschen, die das 25. Lebensjahr vollendet haben und 
überwiegendes berechtigtes Interesse an Erwerb, Einfuhr, Besitz oder Führen nachweisen, Ausnahmen 
von Verboten der Abs. 1 und 2 bewilligen, soweit keine Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie 
einen verfassungsgefährdenden Angriff gemäß § 6 Abs. 3 des Staatsschutz- und Nachrichtendienst-
Gesetzes (SNG), BGBl. I Nr. 5/2016, begehen werden. Die Ausübung des Schießsports stellt kein 
überwiegendes berechtigtes Interesse für Schusswaffen gemäß Abs. 1 Z 2 bis 4 dar. Die Bewilligung kann 
befristet und an Auflagen gebunden werden. Die Bewilligung zum Besitz ist durch Ausstellung einer 
Waffenbesitzkarte, die Bewilligung zum Führen durch Ausstellung eines Waffenpasses zu erteilen. Der 
Erwerb, der Besitz und das Führen von Magazinen gemäß Abs. 1 Z 9 und 10 für Schusswaffen, die 
aufgrund einer Bewilligung nach Abs. 1 Z 7, 8 oder 11 besessen werden, bedarf keiner gesonderten 
Bewilligung. Im Übrigen gelten für das Überlassen, den Erwerb, den Besitz und das Führen von Waffen 
oder Vorrichtungen im Sinne des Abs. 1 und 2 die § 20 Abs. 3 und 5, § 21 Abs. 4, § 22 Abs. 3, § 23 
Abs. 3 sowie § 28. Für den Besitz und das Führen von Waffen gemäß Abs. 1 Z 7 bis 10 gilt zudem § 23 
Abs. 2 und 2b. 

(3a) Sofern ein Arbeitgeber den Nachweis erbringt, dass 

 1. er Arbeitnehmer hauptberuflich beschäftigt, zu deren wesentlicher Verpflichtung der Abschuss 
von Wild und Schädlingen gehört und 

 2. die Verwendung von Vorrichtungen zur Dämpfung des Schussknalles für Schusswaffen der 
Kategorie C zweckmäßig und zum Schutz der Gesundheit dieser Arbeitnehmer im Sinne des 
ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes – ASchG, BGBl. I Nr. 450/1994, oder dem 
Landarbeitsgesetz – LAG, BGBl. Nr. 287/1984, im Rahmen der Berufsausübung geboten ist, 

kann die Behörde auf Antrag des Arbeitgebers Ausnahmen vom Verbot des Erwerbs und Besitzes einer 
bestimmten Anzahl an Vorrichtungen nach Z 2 erteilen. Diese Bewilligung kann befristet und an 
Auflagen gebunden werden. Der Besitz und das Führen von Vorrichtungen zur Dämpfung des 
Schussknalles für Schusswaffen der Kategorie C ist Arbeitnehmern dieses Arbeitgebers bei der Ausübung 
der Jagd im Rahmen des Arbeitsverhältnisses ohne Bewilligung erlaubt. Der Arbeitgeber hat Name, 
Adresse und Geburtsdatum der Arbeitnehmer, die solche Vorrichtungen verwenden dürfen, evident zu 
halten und auf Verlangen der Behörde bekannt zu geben. 

(3b) Inhaber einer gültigen Jagdkarte sind vom Verbot des Erwerbs, der Einfuhr, des Besitzes, des 
Überlassens und des Führens von Vorrichtungen zur Dämpfung des Schussknalles (Abs. 1 Z 5) 
ausgenommen, wenn sie die Jagd regelmäßig ausüben. Dies gilt auch hinsichtlich solcher Vorrichtungen 
für nachweislich zur Ausübung der Jagd mitgebrachte oder eingeführte Schusswaffen. Solche 
Vorrichtungen sind auch wie die entsprechende Schusswaffe zu verwahren. Wird dem Betroffenen die 
Jagdkarte entzogen oder endet die Gültigkeit der Jagdkarte, hat dieser die Vorrichtung zur Dämpfung des 
Schussknalles innerhalb von sechs Monaten einem Berechtigten zu überlassen. Bis zu diesem Zeitpunkt 
ist der Besitz dieser Vorrichtung zur Dämpfung des Schussknalles weiterhin zulässig. Hat die Behörde 
aufgrund bestimmter Tatsachen Grund zur Annahme, dass der Betroffene die Jagd tatsächlich nicht 
regelmäßig ausübt oder ausüben kann, so hat sie dies mit Bescheid festzustellen. 

(3c) Sportschützen, die eine Schusswaffe der Kategorie B rechtmäßig besitzen, ist für die Ausübung 
des Schießsports auf Antrag eine Ausnahme vom Verbot des Erwerbs und Besitzes und, sofern der 
Sportschütze aufgrund eines Waffenpasses zum Führen dieser Schusswaffe berechtigt ist, eine Ausnahme 
vom Verbot des Führens einer Schusswaffe gemäß Abs. 1 Z 7 und 8 zu erteilen. Die bestehende 
Waffenbesitzkarte oder der bestehende Waffenpass für den Erwerb, Besitz oder das Führen der 
Schusswaffe der Kategorie B ist entsprechend einzuschränken. 
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(4) Gegenstände, auf die sich eine Verordnung gemäß Abs. 2 bezieht und die sich bereits im Besitz 
von Personen befinden, gelten ab Inkrafttreten der Verordnung als verfallen und sind binnen 3 Monaten 
der Behörde abzuliefern. Die Behörde hat dem Betroffenen auf Antrag für die verfallenen Waffen, soweit 
er deren rechtmäßigen Erwerb glaubhaft macht, mittels Bescheides eine angemessene Entschädigung 
zuzuerkennen. Ein solcher Antrag ist binnen einem Jahr ab Inkrafttreten der Verordnung nach Abs. 2 zu 
stellen. 

Schlagworte 

Jagdzweck, Jagdwaffe 

Zuletzt aktualisiert am 

17.04.2026 

Gesetzesnummer 

10006016 

Dokumentnummer 

NOR40271905 


	3. Abschnitt
	Waffen der Kategorie A (Verbotene Waffen und Kriegsmaterial)


